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Allgemeine Chronik

Landesverteidigung

Landesverteidigung

Afin d'obtenir des réponses concrètes sur l'état des eaux et des sols suisses, le postulat
déposé par Baptiste Hurni (ps, NE) demande «un rapport présentant des chiffres
détaillés quant aux sites pollués par l'armée suisse». Dans la lignée d'autres
interventions parlementaires, cette demande repose sur certaines imprécisions du
message sur l'armée 2021 ainsi que sur la portée médiatique que certains exercices
militaires ont eu ces dernières années. La crainte d'un manque d'action et d'une
potentielle sous-évaluation de la situation – atténuation des risques encourus suite à
l'utilisation de munitions contenant des métaux lourds – ont poussé le député
neuchâtelois à demander un rapport renseignant sur la position du Conseil fédéral au
sujet des actions entreprises afin de protéger les sols et les lacs suisses.
Le postulat a été soutenu par le Conseil fédéral puis accepté par le Conseil national
avec 140 voix. On notera que seule l'UDC s'y est opposée avec 51 voix. 1

POSTULAT
DATUM: 09.03.2022
CHLOÉ MAGNIN

Militärorganisation

Le conseiller national Baptiste Hurni (ps, NE) demande un rapport concernant l'accès
au service militaire, à la protection civile et au service civil pour les personnes
souffrant d'un handicap ou d'une atteinte à la santé. Le Conseil fédéral propose
d'accepter le postulat, lequel est adopté sans discussion par le Conseil national. Selon
l'auteur, quand bien même la stratégie favorisant l'accès des personnes avec handicap
ou atteintes dans leur santé à certaines fonctions et la possibilité d'effectuer une
demande de réexamen en cas d'inaptitude, une bonne partie de cette catégorie de la
population est déclarée inapte et n'est pas exemptée de la taxe militaire. Il souhaite
également savoir pourquoi ces personnes ne pourraient pas être affectées au service
civil. 2

POSTULAT
DATUM: 19.03.2021
DIANE PORCELLANA

Infrastruktur und Lebensraum

Verkehr und Kommunikation

Strassenverkehr

In der Herbstsession 2023 befasste sich der Nationalrat mit einem Postulat zu Tempo-
30-Zonen ohne Fussgängerstreifen. Laut dem Postulanten Baptiste Hurni (sp, NE)
waren in den letzten Jahren in vielen Schweizer Gemeinden solche Zonen eingeführt
worden. Nun sei es wünschenswert, Rückmeldungen zu der Wirksamkeit von Tempo-
30-Zonen in einem Bericht zusammenzufassen und zu evaluieren. Besonderes
Augenmerk solle dabei auf pädagogischen Hürden und möglichen Sicherheitsrisiken
liegen, welche durch das Fehlen von Fussgängerstreifen insbesondere für das Erlernen
der Verkehrsregeln entstehen könnten. Der Bundesrat sprach sich gegen die Annahme
des Postulats aus. Bundesrat Albert Rösti merkte in der Ratsdebatte an, dass bereits
verschiedene Studien und Berichte zu Tempo-30-Zonen veröffentlicht worden und den
zuständigen Behörden bekannt seien. Weiter würde das Einführen von
Fussgängerstreifen der Grundidee von Tempo-30-Zonen widersprechen. 
Der Nationalrat unterstützte jedoch das Anliegen des Postulanten und nahm den
Vorstoss mit 119 zu 60 Stimmen bei 4 Enthaltungen an. Während sich die SP-, GLP-,
SVP- und FDP-Fraktionen weitgehend für das Postulat aussprachen, stammten die
ablehnenden Stimmen vorwiegend aus den Fraktionen der Mitte und der Grünen. 3

POSTULAT
DATUM: 18.09.2023
LENA BALTISSER
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Sozialpolitik

Bevölkerung und Arbeit

Arbeitsmarkt

Anfang März 2023 reichten Philippe Bauer (fdp, NE; Po. 23.3087) und Philippe
Nantermod (fdp, VS; Po. 23.3070) in ihrer jeweiligen Kammer zwei gleichlautende
Postulate ein, mit denen sie vom Bundesrat verlangten, die Arbeitsbedingungen –
beispielsweise bezüglich Lohn, Arbeitszeit und Rente – im öffentlichen,
halböffentlichen und privaten Sektor für Stellen auf Bundes- und Kantonsebene zu
vergleichen. So habe eine Studie der Universität Luzern gezeigt, dass Arbeitnehmende
mit gleichen Eigenschaften bei staatlichen Stellen höhere Löhne erhielten als
diejenigen in der Privatwirtschaft. Dies führe gemäss Bauer zu unlauterem Wettbewerb,
weil die privaten Unternehmen nicht über dieselben finanziellen Mittel verfügten wie
der öffentliche Sektor und damit auf dem Arbeitsmarkt weniger attraktiv seien. 
In seiner Stellungnahme Anfang Mai 2023 beantragte der Bundesrat, die Postulate
anzunehmen. Er betonte allerdings, dass er den Vergleich auf die Bundesverwaltung
beschränken werde. 
In der Sommersession 2023 nahm der Ständerat den Vorstoss Bauer stillschweigend an.
Obwohl der Bundesrat damit bereits einen entsprechenden Auftrag erhalten hatte,
bekämpften Katharina Prelicz-Huber (gp, ZH) und Baptiste Hurni (sp, NE) das Postulat
Nantermod im Nationalrat. In der Herbstsession sprach sich dieser dann mit 125 zu 67
Stimmen ebenfalls für Annahme aus. Die ablehnenden Stimmen stammten von
Mitgliedern der SP- und der Grünen-Fraktion. 4

POSTULAT
DATUM: 31.05.2023
GIADA GIANOLA

Gesundheit, Sozialhilfe, Sport

Gesundheit, Sozialhilfe, Sport

Mittels eines Postulats wollte Philippe Nantermod (fdp, VS) den Bundesrat dazu
auffordern, einen Bericht zu Gefälligkeitszeugnissen durch Ärztinnen und Ärzte und zu
entsprechenden Bekämpfungsmassnahmen zu erstellen. Ebenfalls Teil des Berichts soll
eine Statistik zu nachgewiesenen Betrugsfällen sein. Nachdem der Vorstoss im Juni
2022 von Katharina Prelicz-Huber (gp, ZH) und Baptiste Hurni (sp, NE) bekämpft worden
war, nahm sich der Nationalrat in der Herbstsession 2022 dem Geschäft an. Der
Postulant begründete seinen Vorstoss damit, dass zwar niemand die Notwendigkeit des
Schutzes der Arbeitnehmenden im Krankheitsfall in Frage stelle, dass es aber auch zu
Missbräuchen komme. Diese führten zu grossem Schaden bei den Unternehmen, wobei
insbesondere KMU hart getroffen würden. Leidtragende seien neben den
Arbeitgebenden auch die anderen Mitarbeitenden. Bekämpferin Prelicz-Huber
ihrerseits gab zu bedenken, dass die Ärztinnen und Ärzte durch das Postulat unter
Generalverdacht gestellt würden, obwohl sie keinen Vorteil aus einem
Gefälligkeitsgutachten zögen. Mit dem Eid des Hippokrates würden sich die Ärztinnen
und Ärzte verpflichten, «sowohl für die psychische als auch für die physische Genesung
der Patienten und Patientinnen alles zu tun». Ärztinnen und Ärzte seien «ein Ort der
Zuflucht», es gehe nicht an, dass Patientinnen und Patienten den Eindruck bekommen,
dass ihr Arzt oder ihre Ärztin von den Arbeitgebenden unter Druck gesetzt würden.
Gesundheitsminister Berset erklärte, der Bundesrat halte die Forderung des Postulats
für berechtigt. Er wies jedoch darauf hin, dass das Erstellen von Statistiken durch das
Arztgeheimnis relativ schwierig sein dürfte. Der Nationalrat nahm das Postulat mit 126
zu 55 Stimmen (bei 8 Enthaltungen) an. Während sich die Fraktionen der SP und der
Grünen gegen den Vorstoss aussprachen, stimmten die bürgerlichen Fraktionen und die
GLP dafür. 5

POSTULAT
DATUM: 27.09.2022
JOËLLE SCHNEUWLY

01.01.65 - 01.01.24 2ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK



Gesundheitspolitik

Mittels eines Postulats ersuchte Baptiste Hurni (sp, NE) den Bundesrat, einen Bericht
zum psychischen Gesundheitszustand der Schweizerinnen und Schweizer zu erstellen.
Das Geschäft wurde in der Sommersession 2021 von Therese Schläpfer (svp, ZH)
bekämpft. Sie war der Ansicht, dass das Erteilen von psychologischen Ratschlägen nicht
in den Aufgabenbereich des Bundes falle und die psychischen Folgen der Pandemie
nicht durch die Pandemie, sondern durch die vom Bundesrat getroffenen Massnahmen
verursacht worden seien. Der Nationalrat behandelte den Vorstoss im darauffolgenden
September. Hurni erklärte, dass sich die Covid-19-Pandemie und die damit
verbundenen Massnahmen wie die Lockdowns oder die sozialen und kulturellen
Einschränkungen gemäss Ärzteschaft negativ auf die psychische Gesundheit der
Bevölkerung ausgewirkt hätten. In besonderem Masse gelte dies für diejenigen
Personen, die bereits vor der Pandemie gefährdet gewesen seien. Da es bisher aber an
soliden und verlässlichen Daten fehle, die nötig seien, um im Bedarfsfall angemessene
Massnahmen zu ergreifen, solle der Bund diesbezüglich eine ausführliche Studie
erstellen. Gesundheitsminister Berset unterstrich die Notwendigkeit verlässlicher
Informationen, aufgrund derer Entscheidungen getroffen werden könnten. Im Namen
des Gesamtbundesrats erklärte er sich dazu bereit, dem vom Postulanten geforderte
Anliegen auf Basis der Arbeit einer bereits existierenden Arbeitsgruppe und einer
Studie, welche vom BAG in Auftrag gegeben worden war, Rechnung zu tragen. Daher
empfahl er das Postulat zur Annahme. Die grosse Kammer kam dieser Aufforderung mit
101 zu 78 Stimmen (bei 4 Enthaltungen) nach. Während die Fraktionen der SP, GLP,
Grünen und der Mitte geschlossen oder grossmehrheitlich für das Postulat stimmten,
sprachen sich die FDP- und SVP-Fraktionen geschlossen respektive mit einer Ausnahme
gegen das Postulat aus. 6

POSTULAT
DATUM: 16.09.2021
JOËLLE SCHNEUWLY

Ärzte und Pflegepersonal

Im Juni 2023 reichte Baptiste Hurni (sp, NE) ein Postulat mit dem Titel «Mangel an
Ärztinnen und Ärzten in der Schweiz. Vermeiden wir einen Mangel an Lösungen!» ein.
Der Neuenburger Nationalrat forderte eine Bestandesaufnahme der Mittel, um dem
Ärztinnen- und Ärztemangel – insbesondere demjenigen der Hausärzteschaft –
entgegenwirken zu können. Der Bericht soll zum einen die Instrumente zur
Verbesserung der Problematik des Hausärztemangels aufzeigen. Zum anderen soll auf
Mittel eingegangen werden, welche verstärkt das Interesse der Studierenden an der
Hausarztmedizin hervorrufen und diese dazu bewegen, in der Allgemeinen Inneren
Medizin ihren Abschluss zu machen. Ebenfalls behandelt werden soll die Frage
bezüglich struktureller und finanzieller Mittel, welche es zur Aufwertung des
Hausärztinnenberufs bedarf. Der Bundesrat sprach sich für Annahme des Postulats aus.
Wie auch bei einem Postulat Juillard (mitte, JU; Po. 23.3678) solle hierbei zusammen
mit den Kantonen analysiert werden, ob über den seit 2012 bestehenden Masterplan
«Hausarztmedizin und medizinische Grundversorgung» hinaus noch Handlungsbedarf
existiere. In der Herbstsession 2023 nahm der Nationalrat das Geschäft stillschweigend
und diskussionslos an. 7

POSTULAT
DATUM: 29.09.2023
JOËLLE SCHNEUWLY

Sozialversicherungen

Invalidenversicherung (IV)

Die Ungleichheiten zwischen der IV und der AHV bei der Vergütung der Hilfsmittel
beseitigen wollte Baptiste Hurni (sp, NE) mittels eines Postulats, das er im März 2023
einreichte. Dazu sollte der Bundesrat in einem Bericht das Ausmass der Problematik
aufzeigen und mögliche Korrekturen vorschlagen. Die IV finanziere Hilfsmittel «für die
Ausübung [von] Tätigkeiten und Aufgaben, die Ausbildung oder die funktionelle
Angewöhnung». Diese seien jedoch auch im AHV-Alter – also nach Wegfallen dieser
ursprünglichen Verwendungsgründe – weiterhin nötig, würden aber von der AHV nicht
immer oder nicht immer in demselben Umfang finanziert – wie beispielsweise auch
seine Motion vom September 2021 (Mo. 21.4036) für ein spezifisches Beispiel gezeigt
habe. Der Bundesrat beantragte das Postulat zur Annahme, es wurde jedoch von
Thomas de Courten (svp, BL) bekämpft. In der Herbstsession 2023 begründete er dies
damit, dass der Nationalrat bereits eine Motion der SGK-NR mit ähnlichem Inhalt
angenommen habe. Mit 107 zu 79 Stimmen (bei 1 Enthaltung) sprach sich der Nationalrat
dennoch für Annahme des Postulats aus. 8

POSTULAT
DATUM: 13.09.2023
ANJA HEIDELBERGER
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Bildung, Kultur und Medien

Kultur, Sprache, Kirchen

Musik

In der Sommersession 2021 forderte Baptiste Hurni (sp, NE) mittels eines Postulats den
Bundesrat dazu auf, die Datenlage über den Schweizer Musiksektor auszubauen.
Genauer wollte er Statistiken über die Bedeutung der Schweizer Musikwirtschaft, den
Konsum von inländisch und ausländisch produzierter Musik in der Schweiz, sowie zum
Einkommen von Personen, die im Musiksektor tätig sind. Weiter forderte er eine
Analyse von potenziellen nationalen Lösungen, damit ein angemessenes Einkommen
sowie die Förderung der Schweizer Musikproduktion erreicht werden können – dies
beispielsweise durch die Einführung von Steuern für Streaming-Plattformen oder
Quoten für Schweizer Musik. Zuletzt verlangte er, dass internationale Debatten zu
diesem Thema bekannt und die Rolle der Schweiz im internationalen Kontext
untersucht werden.
Obwohl dieser Wirtschaftszweig seit 2015 stetig gewachsen sei, seien es hauptsächlich
die digitalen Giganten wie Spotify oder Apple Music, die profitieren würden, wie der
Sozialdemokrat sein Anliegen in der Wintersession 2021 begründete. Ein Musiker oder
eine Musikerin verdiene pro Lied, das gespielt werde, nur 0.39 Rappen; damit müsste
der Song rund eine Million Mal pro Monat gehört werden, damit ein Gehalt von CHF
4'000 erreicht werde. Dies sei für viele Schweizer Künstlerinnen und Künstler
unmöglich zu erreichen, insbesondere in einem kleinen Land wie der Schweiz, welches
zusätzlich in drei Kulturräume unterteilt sei.
Philippe Nantermod (fdp, VS) bekämpfte das Postulat mit dem Argument, dass der
Musikmarkt gut funktionieren würde, weshalb ein staatliches Eingreifen nicht
gerechtfertigt sei. Ausserdem würden die Streaming-Dienste die Musikschaffenden
nicht schlechter, sondern gar besser stellen. So seien die Jahre der Online-Piraterie ein
ernsthaftes Problem gewesen, welches den Musikmarkt stark geschädigt habe. Das
Streaming Angebot habe dem erfolgreich entgegengewirkt und den Künstlerinnen und
Künstlern wieder ein Einkommen verschafft, welches vergleichbar sei mit jenem vor der
Einführung des Internets. Statt neue Gesetze auf Bundesebene zu erlassen, sei es
zielführender, sich zu fragen, wieso keiner dieser Streaming-Dienste einen Sitz in
Europa habe.
Kulturminister Berset entgegnete der Argumentation von Nantermod, dass es bei
diesem Postulat nicht darum gehen würde, direkte Massnahmen zu ergreifen oder
einen Gesetzesentwurf zu erarbeiten. Er fordere lediglich die momentane Lücke in der
Datenlage im Musiksektor zu füllen, damit solche Diskussionen auf objektiver Basis
geführt werden können. Bersets Empfehlung, das Postulat anzunehmen erhielt jedoch
kein Gehör: Die geschlossen stimmenden Fraktionen der SP, der GLP und der Grünen,
welche sich für Annahme aussprachen, konnten sich gegen die ebenfalls geschlossen
stimmenden Fraktionen der FDP.Liberalen und der SVP, zuzüglich einer
grossmehrheitlichen Opposition der Mitte-Fraktion, nicht durchsetzen. Das Postulat
wurde im Nationalrat mit 102 zu 82 Stimmen (bei 2 Enthaltungen) abgelehnt. 9

POSTULAT
DATUM: 13.12.2021
SARAH KUHN

1) BO CN, 2022, p. 276; CSP/ DDPS: Recherche cartographique des informations; FF, 2021, 372 ; AZ, 19.8.20
2) BO CN, 2021, p.661
3) AB NR, 2023, S. 1707 f.; Po. 21.4146
4) AB NR 2023, S. 1425 ff.; AB SR, 2023, S. 375; Po. 23.3087
5) AB NR, 2022, S. 1299 ; AB NR, 2022, S. 1758 f.
6) AB NR, 2021, 1660 f.
7) AB NR, 2023, S. 2106
8) AB NR, 2023, S. 1426; AB NR, 2023, S. 1605 ff.
9) AB NR, 2021, S. 2541 ff.
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